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Bezeichnenderweise stellte der luxemburgische Außenminister Jean Asselborn seinem im
April 2017 publizierten Bericht zur Außen- und Europapolitik den Artikel 2 des Vertrags
über die Europäische Union (EUV) voran. Den Verweis auf die Europäische Union als
Wertegemeinschaft unterstrich er zudem mit dem Satz, „die Werte der Europäischen Union
sind nicht verhandelbar“.1 Obgleich das nachdrückliche Eintreten für Rechtsstaatlichkeit
und  Menschenrechte  im politischen  Spektrum Luxemburgs  auf  ungeteilte  Zustimmung
trifft,  wurde  bisweilen  von der  politischen  Opposition  moniert,  dass  der  gegenwärtige
Außenminister  „Scheinwerferpolitik“  betreibe,  die  den  Interessen  des  kleinen  Landes
zuwiderliefen.2 Damit zielte die christsoziale Opposition auf seine Direktheit ab, die dem
Land zwar öffentliche Wahrnehmung sichere,  aber  nicht  immer zweckdienlich sei.  Als
Asselborn im September 2016 im Vorfeld des EU-Gipfels in Bratislava angesichts der
restriktiven Flüchtlingspolitik Ungarns den Ausschluss des Landes aus der Union forderte,
löste er damit eine heftige Debatte aus. Luxemburgs Premierminister Xavier Bettel sah
sich während eines Arbeitsbesuchs in Israel genötigt, aus der Ferne klarzustellen, dass man
ein „Familienmitglied“ nicht gleich ausschließen könne. Er stimmte aber mit der Einschät-
zung seines  Außenministers  überein,  dass  Ungarn  die  gemeinsamen Werte  nicht  mehr
akzeptiere.  Neben Ungarn  wurde  auch  Polen3 wegen wiederholter  Verstöße  gegen die
Pressefreiheit und die Unabhängigkeit der Justiz von luxemburgischer Seite scharf kriti-
siert. In diesem Zusammenhang hat Asselborn festgestellt, dass den beiden östlichen EU-
Staaten nach heutigem Stand der EU-Beitritt mit Verweis auf die Kopenhagener Kriterien
nicht möglich wäre. Da ein Entzug des Stimmrechts für Polen oder Ungarn wegen Rechts-
staatsverstößen aufgrund des Einstimmigkeitsprinzips im Europäischen Rat nicht realis-
tisch erscheint, appellierte er an die Rolle der übrigen Mitgliedstaaten, die Europäische
Kommission bei ihrer Aufgabe, die Einhaltung der Verträge zu überwachen, nicht allein zu
lassen.4 Insgesamt macht Asselborn ein bis dato unbekanntes Maß an autoritären Tenden-
zen, Populismus und Europaskeptizismus aus, die es zum 60. Jahrestag der Unterzeich-
nung der Römischen Verträge zu bekämpfen gelte.

Brexit5

Neben der anhaltenden Migrationskrise und dem Ringen um die Wahrung der Union als
Wertegemeinschaft nahm die Auseinandersetzung mit den Ursachen und den möglichen
Folgen des Brexit-Votums einen bedeutenden Raum im europapolitischen Diskurs Luxem-
burgs ein. Die knappe Entscheidung der britischen Wähler für einen EU-Austritt am 23.
Juni 2016 – dem luxemburgischen Nationalfeiertag – löste einige Konsternation aus. Alle

1 Regierung des Großherzogtums Luxemburg: Rapport sur la politique européenne 2016, April 2016.
2 Luxemburger Wort: CSV kritisiert Asselborn: „Scheinwerferpolitik“, 9.1.2017.
3 Siehe auch die Beiträge „Ungarn“ und „Polen“ in diesem Buch.
4 Tagesspiegel: Luxemburgs Außenminister Jean Asselborn: „Wir können das nicht tolerieren“, 26.2.2017.
5 Siehe auch die Beiträge „Brexit“ und „Vereinigtes Königreich“ in diesem Buch.
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im  Luxemburger  Parlament  vertretenen  Parteien  bedauerten  den  beabsichtigten  EU-
Austritt des Landes. In den Augen der mitregierenden Sozialdemokraten etwa erwüchsen
aus der Entscheidung für alle Seiten politische, strategische und wirtschaftliche Nachteile.
Für déi Gréng (dt.: Die Grünen) ebenso wie für die Christdemokraten stellt der Austritt
einen schweren Schlag für das europäische Projekt dar. Einzig die Alternativ Demokra-
tesch Reformpartei (ADR), die mit drei von 60 Sitzen im nationalen Parlament vertreten
ist und sich nach eigenen Aussagen für die Wahrung der nationalen Souveränität und Iden-
tität einsetzt, begrüßte, dass die Briten die Gelegenheit zu einem Referendum über die EU-
Mitgliedschaft erhielten. Das eigene lauwarme Bekenntnis zur Union geht mit dem anläss-
lich  des  Votums  erneut  geäußerten  Wunsch  einher,  dem  Nationalstaat  wieder  mehr
Gewicht in Europa zu verleihen. Die ADR glaubt festzustellen, dass die Briten nicht die
einzigen seien, die dem institutionellen Europa den Rücken kehren.

Bei einem ersten Versuch, die Ursachen für die Entscheidung der britischen Wähler zu
eruieren, diagnostizierten die meisten Parteien eine mangelnde Nähe der EU-Politik zu
ihren Bürgern. Aber entgegen der britischen Politik, die an der Europäischen Union tradi-
tionell  die  Vorteile  des  europäischen  Binnenmarkts  festmachte,  fordern  die  meisten
Luxemburger Parteien ein Mehr an Solidarität ein und möchten der Union eine sozial-
staatliche Dimension verleihen, um die europäischen Bürger wieder für Europa zu gewin-
nen. Der sozialdemokratische Präsident der Außen- und Europapolitischen Kommission
der Chambre des Députés,  Marc Angel,  sieht  in dem zu erwartenden Brexit  sogar die
Gelegenheit, eine Sozialunion zu schaffen.6 Für den Finanzplatz Luxemburg sieht Finanz-
minister Pierre Gramegna neben Risiken auch Chancen,7 insbesondere dann, wenn die in
London ansässigen Finanzakteure ihren Binnenmarktzugang verlören. Schon jetzt beher-
bergt Luxemburg die Europazentralen der sechs größten chinesischen Banken. 

Schockwellen hat  auch der Sieg Donald Trumps bei  den US-Präsidentschaftswahlen
ausgelöst. Luxemburg beruft sich – ähnlich dem übrigen Europa – auf die traditionelle
Verbundenheit  mit  den  USA und  hofft,  die  Person  Trumps  werde  diese  nicht  zu  arg
beschädigen. Trotz des verstärkten amerikanischen Drucks auf die übrigen NATO-Staaten,
ihre Verteidigungsausgaben bis 2024 auf 2 Prozent ihres Bruttoinlandsprodukts zu erhö-
hen, wird Luxemburg dieses Ziel wohl kaum erreichen. Hierbei verweist die Regierung auf
ihren Beitrag zur kollektiven Sicherheit in Form von Entwicklungshilfe. Das Land über-
schreitet  als  eines der  wenigen das  UNO-Millenniumsziel,  mindestens 0,7 Prozent des
Bruttonationaleinkommens  für  Entwicklungshilfe  auszugeben.  Sicherheitspolitisches
Potential wird in der Weiterentwicklung einer europäischen Verteidigungspolitik gesehen. 

Zudem hat die Luxemburger Öffentlichkeit vor allem der Präsidentschaftswahlkampf
im Frühjahr 2017 in Frankreich beschäftigt. Mit großer Erleichterung ist der Sieg Emma-
nuel Macrons und die Niederlage Marine Le Pens aufgenommen worden. Damit ist auch
die Hoffnung verbunden, dass Frankreich nach der Parlamentswahl die nötige Stabilität
findet, um neue europapolitische Impulse zu setzen.8 
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